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1. Nach dem Grundgesetz ist der Bund nicht in der Lage, die vom 
Herrn Innenminister des Landes Nordrhein -Westfalen zur Be- 
kämpfung der Autoräuber angeordneten polizeilichen Maßnahmen aus 
eigener Zuständigkeit nachzuprüfen. Das Bundesministerium des 
Innern besitzt über diese Maßnahmen daher auch keine eigenen 
Unterlagen; es ist vielmehr auf die durch den Herrn Innenminister 
des Landes Nordrhein -Westfalen gegebene Unterrichtung angewiesen. 

2. Der Herr Innenminister des Landes Nordrhein -Westfalen verweist 
in seiner Stellungnahme zunächst darauf, daß der Schuß waflFen ge- 
brauch auf der in Nordrhein -Westfalen geltenden Dienstanweisung 
über den Waffen gebrauch der Polizei vom 24. August 1950 (MBl. 
Nordrh.-Westf. 1950 S. 811) beruhe. Die Dienstanweisung sei von 
dem damaligen Innenminister im Einvernehmen mit dem Landes- 
polizeirat, einem Gremium von Parlamentariern und fachkundigen 
Polizeibeamten, und mit Zustimmung des Sicherheitsberaters bei der 
Kontrollkommission für Deutschland (Britisches Element) erlassen 
worden. Die Dienstanweisung stütze sich auf § 55 des Preuß. Poli- 
zeiverwaltungsgesetzes in der z. Z. für Nordrhein -Westfalen gülti- 
gen Fassung. Diese Vorschrift sei nach herrschender Rechtsauffassung 
auch im Rahmen der Grundrechtsartikel des Grundgesetzes gelten- 
des Recht. 

Der Herr Innenminister des Landes Nordrhein -Westfalen ist der 
Auffassung, daß die Dienstanweisung vom 24. August 1950 in der 
grundsätzlichen Linie den überkommenen Richtlinien, insbesondere 
auch den in Bayern und Hessen in den letzten Jahren erlassenen 
Bestimmungen über den Schußwaffen gebrauch, entspreche. Sie lege 
die Voraussetzungen, unter denen bei der Verbrechensbekämpfung 
von der Schußwaffe Gebrauch gemacht werden dürfe, in sachlich 
scharf begrenztem und genau umschriebenem Umfange fest. 
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3. Der Herr Innenminister des Landes Nordrhein ** Westfalen hat 
sodann erklärt, die in seinem Auftrag durchgeführten Untersuchungen 
hätten ergeben, daß sich der Schußwaffen gebrauch in den Fällen 
Verleger und Nettesheim im Rahmen der Dienstanweisung gehalten 
habe, somit rechtlich nicht zu beanstanden sei. Der Herr Ober- 
staatsanwalt in Düsseldorf habe aus Anlaß der von dem Herrn 
Bundestagsabgeordneten Dr. Arndt erstatteten Strafanzeige wegen 
dieser beiden Fälle eine Überprüfung vorgenommen; auch er sei 
zu der Auffassung gelangt, daß der Schußwaffen gebrauch in beiden 
Fällen rechtmäßig und im Rahmen der für die Polizeibeamten ver- 
bindlichen Dienstanweisung erfolgt sei. Der Oberstaatsanwalt in 
Düsseldorf habe daher das Strafverfahren gegen die beteiligten Poli- 
zeibeamten mit Bescheid vom 7. Dezember 1954 - Az. 8 Js 5917/54 - 
eingestellt. 

4. Da der Bund für die hier in Rede stehenden Fälle eine eigene 
Polizeihoheit nicht besitzt und ihm auch eine Rechtsaufsicht über 
die polizeilichen Maßnahmen des Landes Nordrhein -Westfalen nicht 
zusteht, vermag das Bundesministerium des Innern zu den weiteren 
Fragen, ob diese Maßnahmen im Interesse der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung geboten waren und ob die 
daran geübte Kritik geeignet war, die Aufgaben der Polizei zu 
erschweren, keine Stellung zu nehmen. 


Dr. Schröder 



